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Primus mit Pflichtaufgaben
Österreich gilt bei der 
Wohnbauförderung als eines 
der Vorbildländer in Europa. 
Doch es gibt noch viel zu tun.

MAIK NOVOTNY

E s war eine große Auszeichnung für 
den österreichischen Wohnbau, 
auch wenn sie fast unbemerkt er-

folgte. Auf eine Anfrage eines baltischen 
Staates bei der OECD, welches System 
der Wohnbauförderung sie empfehle, 
kam die Antwort: Dänemark und Öster-
reich. In der Tat ist nicht nur die gebaute 
Qualität hierzulande oft Ziel von Exkursi-
onen, auch das dahinterliegende System 
genießt Vorbildfunktion. Denn in Zeiten, 
da Leistbarkeit in die Krise gerät, haben 
sich jene europäischen Staaten als resi-
lient erwiesen, die einen hohen Mietan-

teil mit einem Schwerpunkt auf der Ob-
jektförderung kombinieren. Die OECD 
dürfte mit ihrer Empfehlung richtig lie-
gen. In Dänemark wurde 1967 der Lands-
byggefonden eingerichtet, eine von den 
Wohnbauträgern selbst gebildete Stif-
tung. Unabhängig vom Regierungsbud-
get wird dieser Fonds ausschließlich aus 
den Mieteinnahmen finanziert und fun-
giert als Ausgleichsmechanismus inner-
halb des Wohnbausektors und gegenüber 
Preisschwankungen auf dem freien Markt. 	

  Rund ein Drittel seiner Gelder werden 
in den Neubau von Sozialwohnungen in-
vestiert, in denen fast eine Million Dänen 
lebt, etwa ein Sechstel der Gesamtbevöl-
kerung. „Der skandinavische Raum hat 
zwar rechtlich eine etwas andere Struk-
tur als wir, aber agiert mit derselben Phi-
losophie. Dort umfasst der ,Wohnbau 
für alle‘ etwa ein Viertel des Mietwoh-
nungsmarkts“, berichtet Bernd Rießland, 
kaufmännischer Direktor der Sozialbau 
und als Verbandsobmann der GBV viel 
in Europa unterwegs. Anders als etwa 
im Vereinigten Königreich, wo die Sub-
jektförderung dominiert, ist der soziale 
Wohnbau in Österreich und Skandina-
vien nicht zum Billigstwohnbau für die 
Ärmsten verkommen.

Volkswirtschaftliches Plus

Das größte Plus der Objektförderung 
und der Gemeinnützigkeit, so Rießland, 
ist ihr gesamtgesellschaftlicher Effekt: 
„Viele Bewohner benötigen dadurch gar 
keine Subjektförderung. Jene, deren Ein-
kommen so niedrig ist, dass eine Miete 
von 30 Prozent des marktüblichen Prei-
ses noch zu hoch ist, können sie in An-

spruch nehmen, was in Österreich aber 
in verträglichem Maße passiert. 
  Das hat einen volkswirtschaftlichen 
Vorteil. Wenn ein gewinnorientierter In-
vestor Förderungen in Anspruch nimmt, 
ist er nach der Laufzeit frei. Bei den Ge-
meinnützigen kommt sie über die ge-
samte Lebenszeit des Hauses zum Tra-
gen. Darin ist Österreich gegenüber 
den meisten anderen europäischen Län-
dern einzigartig, weil wir einen erhebli-
chen Anteil von Wohnungen haben, die 
auch über die Förderperiode hinaus 
leistbar sind.“
  Laut einer aktuellen WIFO-Studie liegt 
der Mietvorteil, der sich aus dem Ge-
meinnützigkeitsgesetz ergibt, bei über 
einer Milliarde jährlich. Dadurch, dass 
sich der Bedarf an Wohnbeihilfe redu-
ziert, ist die öffentliche Hand der Ge-
winner dieses Systems und erspart sich 
– trotz Wohnbauförderung – 500 Millio-
nen Euro im Jahr. „Noch dazu haben die
privaten Haushalte durch das niedrige
Mietniveau einen finanziellen Spielraum,
was wiederum einen belebenden Effekt
auf die Wirtschaft hat, der das Bruttoin-
landsprodukt um 600 bis 700 Millionen
Euro steigert“, betont Rießland. „Und all

„Gelder, welche die EZB anbietet, in das 
System der Wohnbauförderung 

zu integrieren, wäre wünschenswert.“
Christian Krainer, ÖWG Graz

Vorbild Dänemark: Mehrfach preisgekrönte Wohnanlage in Kopenhagen (BIG + Jan Gehl Architects),
ausschließlich aus Mieteinnahmen finanziert.
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der Verländerung ist traditionell eta- 
bliert und funktioniert auch“, sagt Bernd 
Rießland. „Wichtig ist, dass das Gemein-
nützigkeitsgesetz bundesweit gilt. Es ist 
auch pragmatisch sinnvoll, die Förde-
rung so abzustufen, dass sie auf die re-
gional unterschiedlichen Einkommens-
stufen reagiert. Das Problem, das uns 
gegenwärtig beschäftigt, ist, wie wir 

den Wohnungsbestand ökologisch auf 
die Reihe bekommen. Das Problem ist, 
dass hier die Förderung auf Call-Basis 
funktioniert. Es gib zu einem gewissen  
Zeitpunkt einen gewissen Betrag, der 
dann verteilt wird. Das ist praxisfremd, 
denn es bringt einen punktuellen Hype 
in die Investitionen, was die Preise ver-
teuert. Der Bedarf und die Förderhöhe  
korrelieren nicht. Wir bräuchten 
ein  Fördersystem, das vielleicht ge- 
ringere Summen ausschüttet, das 
aber zu dem Zeitpunkt abrufbar ist, 
wenn man es  technisch ge- 
sehen braucht.“ 
  Österreichs europäischer Co-Primus 
Dänemark dürf te auch hier ein 
Beispiel sein: 2020 bewilligte dort  
das Parlament umgerechnet rund vier  
Milliarden Euro für ein umfassendes  
ökologisches Sanierungsprogramm, 
das bis 2026 läuft.

Drohende Belastung

Eine Stellschraube ist daher die Zufuhr 
von Geldern, die andere ist die drohende 
Belastung des Fördersystems durch die 
enormen Baupreissteigerungen der letz-
ten Zeit, wie Bernd Rießland betont. „Die 
neuen, höheren Baukosten sind bei ei-
nem Projekt erst in zwei Jahren schla-
gend, die Förderungen aber sofort. Da-
durch schießen die Laufzeiten auf bis 
zu 50 Jahre hinauf und überschneiden 
sich mit den großen Instandsetzungen, 
die spätestens nach 40 Jahren anfallen. 
Diese finanzielle Doppelbelastung geht 
sich ökonomisch nicht aus. Wir müssen 
also nachdenken, wie wir mit der Förde-
rung darauf reagieren, denn die Mieten 
können und wollen wir nur im sozial-
verträglichen Maße erhöhen.“ Bleibt die 
Frage, welche Wünsche die Bauträger 
an die Politik haben, was die Förderun-
gen betrifft? „Das grundsätzliche System 

dies entsteht durch das Kostendeckungs-
prinzip, das heißt, man muss gar nicht 
mehr Geld dafür ausgeben.“

Tango im Gleichschritt

„Österreich kann gar nicht genug schät-
zen, was mit dem System unserer Wohn-
bauförderung in diesem Land möglich 
ist“, bestätigt auch Christian Krainer, Vor-
stand der ÖWG Wohnbau  und Landes-
gruppenobmann des GBV Steiermark. 
„Der feine Tango zwischen Objektförde-
rung und Subjektförderung ist das Herz-
stück des österreichischen Weges. Und 
diesen Gleichschritt, gilt es in Zeiten, in 
denen Menschen den Unterschied zwi-
schen leistbaren und sozial adäquat an-
gepassten Mietpreisen spüren, aufrecht-
zuerhalten.“ Die Unterschiedlichkeit der 
Förderungen in den einzelnen Bundes-
ländern, so Krainer, erschienen dabei oft 
als Hemmnis, letztendlich zähle aber, 
dass das Wohnen unter dem Strich bil-
liger angeboten werden könne als am 
freien Markt – in der Steiermark um rund 
20 Prozent. 
  Also ein System, das sich bestens be-
währt hat und das man, ohne an großen 
Stellschrauben zu drehen, weiterfüh-
ren kann? Nicht ganz. „Das Fördersys-
tem in der Kombination von Eigenmit-
teln, Bankdarlehen und Fördergeldern 
funktioniert nur dann, wenn die För-
derung tatsächlich ,geschenktes Geld‘ 
darstellt oder die Verzinsung der Dar-
lehen langfristig günstig ist und bleibt“, 
so Krainer. „Hier kommt die europäische 
Dimension ins Spiel. Gelder, die derzeit 
am Markt sind, werden als fixe Konditi-
onen zu kurz am Markt angeboten. Gel-
der, welche die EZB anbietet, in das Sys-
tem der Wohnbauförderung zu integrieren, 
wären daher wünschenswert.“

„Österreich ist gegenüber den meisten 
europäischen Ländern einzigartig, 

weil wir einen erheblichen Anteil von 
Wohnungen haben, die auch über 

die Förderperiode hinaus leistbar sind.“
Bernd Rießland, GBV-Obmann

Der geförderte Wohnbau in der Steiermark ist im Schnitt um 20 Prozent günstiger als am freien Markt – Wohnanlage Lembachweg in 
Eggersdorf mit zwölf geförderten Mietwohnungen (Bauträger ÖWG).

Europa im Vergleich: Anteil der Subjektförderung an den Mietwohnungen
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